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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

22.02.1973 

Geschäftszahl 

0448/72 

Rechtssatz 

Die Grunderwerbsteuerbefreiung nach § 4 Abs 1 Z 5 GrEStG 1955 setzt voraus, daß der Erwerbsvorgang 
UNmittelbare Folgen einer baubehördlichen behördlichen Maßnahme ist. Fehlt es an einer solchen 
Maßnahme, etwa weil nach dem Baurecht des betreffenden Bundeslandes solche Maßnahmen nicht 
möglich sind, oder weil es sich um einen freiwillig abgeschlossenen Kaufvertrag handelt, ist eine 
Grunderwerbsteuerbefreiung ausgeschlossen (Hinweis E 27.3.1964, 1882/62 VwSlg 3053 F/1964). 
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